
Das Ziel: Nicht den Mobilfunk abschaffen, sondern

ihn gesundheitsverträglich gestalten. Die Versorgung
mit Mobilfunk und Internet ist aufzuteilen in ein Drinnen
(lndoor) und Draussen (Outdoor). Im Gebäudeinneren
schnelles Internet funkfrei durch Glasfaser- und Koaxial-
kabel. Der Mobilfunk wurde für unterwegs geschaffen.
Wenn die Gebäudedämpfung nicht mehr durchdrungen
werden muss, lässt sich die Strahlung der Sender von
Mobilfunk und Open Wireless beträchtlich herabsetzen.

Zur Situation: 6 bis 10% der Bevölkerung haben bereits

Symptome einer Elektrosensibilität wie Schlafstörungen,
Muskelverspannungen, Burnout, Herzbeschwerden und

Kopfschmerzen. Mit der Aufteilung in lndoor und Out-
door lässt sich die Strahlenbelastung stark vermindern.

Argumente:

· Krebswarnung der IARC der WHO von 2011;
· Bundesstatistik 2015: 52% der Bevölkerung mit

gesundheitlichen Befürchtungen zum Mobilfunk;
· ,,Land im Strahlenmeer" (2. Aufi. 2018) S. 440f.:

Alle internationalen Studien (19) seit dem Jahr 2000
zu Wohnenden in Antennennähe mit 0,06 bis 1,5 V/m

Belastung fanden negative gesundheitliche Effekte;
· Nach russischer Fachliteratur 1960-1996 (Karl Hecht)

mit Tausenden von Probanden zeigten 2 von 3 nach

5 bzw. 10 Jahren Mikrowellenstrahlung am Arbeits-

platz gesundheitliche Symptome, ebenda S. 103-107;
· Seit Mai 2018: 406 Studien zum Anklicken auf

www.emfdata.org von ,,Diagnose Funk".

Eidgenössische Volksinitiative «Für einen gesundheitsverträglichen und stromsparenden Mobilfunk»
Im Bundesblatt veröffentlicht am 15. Oktober 2019. Die unterzeichnenden stimmberechtigten Schweizer Bürgerinnen und Bürger stellen hiermit, gestützt
auf Artikel 34, 136, 139 und 194 der Bundesverfassung und nach dem Bundesgesetz vom 17. Dezember 1976 über die politischen Rechte, Artikel 68 ff.,
folgendes Begehren:

Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert:

Art. 118 Abs. 2 Bst. d:
'Er [der Bund] erlässt Vorschriften über:
d. den Schutz vor nichtionisierender Strahlung; das Gesetz regelt Folgendes in Bezug auf die Mobilfunk- respektive Mikrowehenstrahlung:

1. die gemäss der Verordnung vom 23. Dezember 1999 über den Schutz vor nichtionisierender Strahlung geltenden Anlagegrenzwerte von 4-6
Volt pro Meter dürfen nicht erhöht werden, auch nicht infolge neuer Messverfahren,

2. die Versorgung mit Mobilfunk und Internet ist aufzuteilen in draussen und drinnen; die Leistung und folglich auch der Stromverbrauch von Mobilfunksendern und

drahtlosen lokalen Netzwerken sind in dem Mass herabzusetzen, dass die Immissionen die Gebäudedämpfung nicht mehr durchdringen; im Gebäudeinneren sind die

Daten funkfrei durch Glasfaser- oder Koaxialkabel zu übertragen,
3. das Gesetz hält in Bezug auf die nichtionisierende Strahlung ausdrücklich die Grundrechte auf Achtung der Wohnung sowie auf körperliche und geistige Unversehrtheit

und auf Bewegungsfreiheit fest gemäss Artikel 13 Absatz 1 und Artikel 10 Absatz 2,
4. das Gesetz reglementiert auch die privaten hochfrequenten Strahlungsquellen im Gebäudeinneren mit dem Ziel, dass keinerlei Funkstrahlung in benachbarte Räume

dringen kann,
5. der Bund klärt die Bevölkerung via Bildungseinrichtungen und das Gesundheitssystem umfassend über die Gesundheitsgefährdung durch nichtionisierende Strahlung,

mögliche Schutzvorkehrungen und die Symptome einer Etrosensibilität auf,
6. er erhebt hinsichtlich der nichtionisierenden Strahlung und des Krankheitsbildes einer Elektrosensibilität Daten gemäss Artikel 65

Absatz I; diese Daten müssen angesichts der individuellen Symptomatik aussagekräftig sein,
7. die Standorte von nicht sichtbaren Sendestationen sind zu markieren, und die Daten der Sendestationen sind zu veröffentlichen,
8. wenn Fernmeldefirmen neue Anlagen, die elektromagnetische Strahlung emittieren, oder die Erhöhung der Leistung bestehender Anlagen planen, benötigen sie

seitens der Einwohnerschaft in einem Umkreis von 400 Metern eine schriftliche Einwilligung,
9. unabhängige Fachleute sind befugt, unangemeldet die elektromagnetischen Immissionen zu messen und ihre Daten mit den Angaben der Fernmeldefirmen zu

vergleichen; beide Daten sind in Wochenfrist
auf einer Plattform des Bundes nebeneinander zu publizieren,

10. in allen öffentlichen Verkehrsmitteln ist eine Gruppe gekennzeichneter Sitzplätze zur Verfügung zu stellen, an denen die Verwendung
elektronischer Geräte untersagt ist,11. Personen mit Symptomen einer Elektrosensibilität müssen unentgeltlich Zugang zu unabhängigen Beratungsstellen haben,

12. in öffentlichen Gebäuden wie Kindergärten, Schulen und höheren Bildungseinrichtungen, Kommunalgebäuden sowie Spitälern,
Alters-, Behinderten- und Pflegeheimen sind die Räumlichkeiten
frei von elektromagnetischer Strahlung einzurichten.

Art. 197ZÜ. 12
12. Übergangsbestimmung zu Art. 118 Abs. 2 Bst. d (Schutz der Gesundheit vor nichtionisierender Strahlung)
Nach Annahme durch Volk und Stände ist Artikel 118 Absatz 2 Buchstabe d innerhalb zweierjahre umzusetzen. An den Kosten für die angestrebte Umstellung beteiligen

sich Bund, Fernmeldefirmen, Gerätenutzende und Kantone.
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Auf dieser Liste können nur Stimmberechtigte unterzeichnen, die in der genannten politischen Gemeinde in eidgenössischen Angelegenheiten stimmberechtigt sind.
Bürgerinnen und Bürger, die das Begehren unterstützen, mögen es handschriftlich unterzeichnen. Wer bei einer Unterschriftensammlung besticht oder sich bestechen lässt
oder wer das ErRebnis einer Unterschriftensammlung für eine Volksinitiative fälscht, macht sich strafbar nach Art. 281 beziehungsweise nach Art. 282 des Strafgesetzbuches.

Bitte jetzt unterschreiben und den Unterschriftenbogen vollständig oder teilweise ausgefüllt einsenden an: Komitee Mobilfunk-initiative, Postfach 502, 8032 Zürich
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Die unterzeichnete Amtsperson bescheinigt hiermit, dass obenstehende (Anzahl) Unterzeichnerinnen und Unterzeichner der Volksinitiative in eidgenössischen
Angelegenheiten stimmberechtigt sind und ihre politischen Rechte in der erwähnten Gemeinde ausüben.

Die zur Bescheinigung zuständige Amtsperson (eigenhändige Unterschrift und amtliche Eigenschaft): adiaur aer jammewrisr: lj. Aprll lull

Ort: Eigenhändige Unterschrift: Amtsstempel:

Datum: Amtliche Eigenschaft:

1.  Keine Erhöhung der bisherigen Grenzwerte, auch
nicht durch neue Messverfahren;
...

2.  Kernpunkt: Aufteilung der Versorgung mit Daten in
draussen (bei reduzierbarer Funkleistung und Strahlung)
und drinnen (durch Verkabelung funkfrei);
...

3.   Die folgenden Grundrechte der Bundesverfassung:
Achtung der Wohnung, körperliche und geistige
Unversehrtheit sowie Bewegungsfreiheit sind
ausdrücklich bezogen auf den Mobilfunk festzuhalten;
...

4.   Im Gebäudeinneren bedarf es einer
Reglementierung der privaten hochfrequenten
Strahlungsquellen;
...

5.   Umfassende Aufklärung in Bildungseinrichtungen
und im Gesundheitssystem über die Gesundheits-
gefährdung und mögliche Schutzvorkehrungen
betreffend die Strahlung;
...

6.    Datenerhebung hinsichtlich einer
Elektrosensibilität (EHS) in der Bevölkerung;

7.    Markierung von bisher unsichtbaren Sende-
stationen wie Mikrozellen und strahlender Dolen;
...

8.     Neue Anlagen oder solche mit erhöhter
Strahlung bedürfen der schriftlichen Einwilligung
von Anwohnern im Umkreis von 400 Metern;
...

9.     Unabhängige Fachleute vergleichen auf einer
Plattform des Bundes ihre Messergebnisse mit
denen der Fernmeldefirmen;   
...

10.   In öffentlichen Verkehrsmitteln ist eine
Gruppe Sitzplätze zu reservieren, an denen keine
elektronischen Geräte benutzt werden dürfen;
...

11.   Unentgeltlicher Zugang zu unabhängigen
Beratungsstellen;    
...

12.   Öffentliche Gebäude (Schulen, Spitäler,
Heime etc.) sind frei von elektromagnetischer        
Strahlung einzurichten.
...

Übergangsbestimmung: Die Umstellung ist nach
Annahme durch Volk und Stände in zwei Jahren
umzusetzen unter Kostenbeteiligung von Bund,
Fernmeldefirmen, Gerätenutzenden und Kantonen.

   Eidgenössische Volksinitiative:  «Für einen
gesundheitsverträglichen und    
  stromsparenden Mobilfunk»

www.Mobilfunk-Initiative.ch  

26.Juni

Die Forderungen                                      zusammengefasst:



                                 
                                    Kurzkommentar zur Volksinitiative 
     «Für einen gesundheitsverträglichen und stromsparenden Mobilfunk»

Die Kernidee besteht in der Einteilung der Versorgung mit Mobilfunk und Internet in einen Bereich 
draussen (mit stark reduzierter elektromagnetischer Strahlung) und einen Bereich drinnen (Daten-
übermittlung durch Glasfaser- oder Koaxialkabel, nicht mehr durch elektromagnetische Wellen). Die 
Leistung der Mobilfunksender, ihr Stromverbrauch und ihre Strahlung lassen sich dadurch erheblich 
herabsetzen, dass die Hausdämpfung nicht mehr durchdrungen werden muss.

Die weiteren  Forderungen der ersten Mobilfunk-Initiative verfolgen drei Ziele:
•    Mehr Transparenz auf Seiten der Fernmeldefirmen und nicht länger die Volksgesundheit  
      gefährdende Mogelpackungen;
•    mehr solide Information auf Seiten der Öffentlichkeit betreffend das Gesundheitsrisiko durch
      nichtionisierende Strahlung, mehr Respekt gegenüber Personen mit dem Syndrom einer
      Elektrosensibilität (der medizinische Fachterminus ist EHS: Electrohypersensivity) sowie 
      aus Interesse für sich und die Seinen mehr Vorsicht beim Gebrauch elektronischer Geräte;
•    mehr Vorkehrungen auf staatlicher Seite, um den 10% Elektrosensiblen im Land das Leben
      und Überleben zu erleichtern; statt diese ins „Exil“ eines abgelegenen und abgeschirmten
      Domizils ohne Teilhabe am öffentlichen Leben zu verbannen, sollen auch für sie die Grund-
      rechte der körperlichen und geistigen Unversehrtheit, freier Mobilität und der Achtung der
      Wohnung, und d.h. ohne „Zwangsbestrahlung“ durch Funk, wieder gewährleistet sein.

Der Umstand, dass  erstens die aufgezählten Grundrechte der Bundesverfassung in Art 13, Abs.1 
und Art. 10, Abs.2 jetzt durch die Mobilfunkstrahlung verletzt sind, und dass damit zweitens eine 
ernste Gesundheitsgefährdung von Mensch und Tier einhergeht, beweist die Dringlichkeit einer 
„Kehrtwende“. Im Anschluss an die Publikation des Buches: „Land im Strahlenmeer“, Berlin 2017, 
und zwei Jahren kontroverser Diskussion zielt die erste Mobilfunkinitiative auf diese „Kehrtwende“. 


